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In der Ostschweiz erhält der genossenschaftliche Wohnungsbau neuen Schub

Im Osten viel Neues

Auch in der Ostschweiz ist in
den letzten Jahren viel ge-
baut worden - allerdings vor
allem für ein gehobenes Seg-
ment. Im Bild Neubauten im
Gebiet Algisser in Frauenfeld,
früher ein Bauerngut nahe
dem Stadtzentrum.

Baugenossenschaften haben in der Ostschweiz bis jetzt keine Vorrei-
terrolle gespielt. Doch auch hier fehlt es an günstigem Wohnraum. Das
wollen viele ändern: Gemeindebehörden, Bürgerinitiativen - aber
auch die Genossenschaften selbst. Das Ergebnis: neuer Schub für den
gemeinnützigen Wohnungsbau.
Von Harry Rosenbaum

Das sorgt für Schub (1 ):
Genossenschaft der Genossenschaften
Am 16. April ist in St. Gallen die Genossenschaft
der Genossenschaften (GdG) gegründet wor-
den. Jacques-Michel Conrad, Geschäftsführer
des Regionalverbandes der Wohnbaugenos-
senschaften Ostschweiz und einer der Initian-
ten, nennt sie ein Motorengefäss. Zusammen
mit dem Regionalverband Winterthur hat man

die GdG aus der Taufe gehoben. Die beiden
Verbände, acht ihnen angeschlossene Einzel-

genossenschaften und eine Privatperson gehö-
ren zu den Gründungsmitgliedern. Zum Präsi-
denten ist der St. Galler Jurist Thomas Zogg ge-
wählt worden. Er ist zugleich Präsident von
Wohnbaugenossenschaften Ostschweiz. Die
GdG will im Gebiet der beiden Regionalver-
bände Bauland und bestehende Liegenschaf-
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Historischer Moment: Gründungsversammlung der Genossenschaft der Genossen-
Schäften vom 16. April 2016 im St. Galler Hauptbahnhof.

ten erwerben, um beides zunächst einmal der
Spekulation zu entziehen. Später gibt sie die
Grundstücke und Immobilien an einzelne inte-
ressierte Genossenschaften ab. Sie bietet sich
als Partnerin von lokalen Interessengruppen,
Gemeinden und Städten an. Was ist neu an der
GdG? «Es gibt immer wieder Zusammen-
Schlüsse von Wohnbaugenossenschaften», er-
klärt Jacques-Michel Conrad. Sie konzentrier-
ten sich meistens auf einzelne Projekte und
seien örtlich gebunden. Die GdG aber operiert
auf dem Gebiet von zwei Regionalverbänden.

«Im Gebiet der Regionalverbände Winter-
thur und Ostschweiz ist in den letzten Jahren
viel gebaut worden. In gewissen Regionen hat
der Wohnungsbau richtiggehend geboomt»,
beschreibt die GdG die Ausgangslage. Im glei-
chen Zeitraum habe der gemeinnützige Woh-
nungsbau aber Marktanteile verloren. Ein
Grossteil der Genossenschaften wolle selbst-

keine neuen Projekte realisie-

ren. Die aktiven Mitglieder
der Regionalverbände Win-
terthur und Ostschweiz setz-
ten einen eher kleinen Radius

an, wenn sie Bauland oder
bestehende Liegenschaften
suchten. Mancherorts seien
die Chancen für die Realisie-

rung von bezahlbarem
Wohnraum auf gemeinnützi-
ger Basis nicht genutzt wor-
den. Die GdG wolle hier in
die Bresche springen.

GdG: woher das Geld?

Die Aufbauarbeit wird vom Dachverband

Schweiz, den beiden Regionalverbänden und

vom Bundesamt für Wohnungswesen finan-
ziert. Es kann auch mit einem Beitrag aus der

verbandseigenen Stiftung Solidaritätsfonds
gerechnet werden. Das von den Mitgliedern
gezeichnete oder in Aussicht gestellte Anteil-

scheinkapital kommt gänzlich dem ersten

Projekt zugute.

Das sorgt für Schub (2):
200 Genossenschaftswohnungen in
Arbon
Auf dem ehemaligen Saurer-Areal «WerkZwei»

im thurgauischen Arbon baut die Genossen-
schaft der Baufreunde Zürich (GBZ) bis zum
Jahr 2022 vier Siedlungen mit 200 Wohnungen
(siehe auch JVohnen 4/2016). In Zürich hat sich
die GBZ mit 600 Wohnungen und Reihenhäu-
sern etabliert. Warum jetzt die Expansion nach
Arbon? «Zürich ist für unsere Projekte zu teuer
geworden», sagt GBZ-Geschäftsführer Thomas
Volkart. Der Quadratmeter Bauland koste bis

zu 5000 Franken. Der Bau einer 4-Zimmer-
Wohnung würde an die 700000 Franken ver-
schlingen. In Arbon zahle man für den Quad-
ratmeter weniger als 1000 Franken. Die Bewoh-
ner der GBZ-Siedlungen sollen ein Abbild der

ganzen Bevölkerung sein. Das Ziel sei hohe
Wohnqualität zu günstigen Mieten.

Zudem habe Arbon als Standort für den ge-
nossenschaftlichen Wohnungsbau sehrviel Po-
tenzial. Dazu zählt Thomas Volkart die Lage am
See, die guten Verkehrsverbindungen für Ar-
beitspendler nach St. Gallen und Frauenfeld
sowie das breite Kultur- und Freizeitangebot.
Die GBZ sucht ihre Zielmieter bewusst in der
Ostschweiz und nicht in Zürich. Die Limmat-
Städter Genossenschaft am Bodensee bringt
damit neue Impulse für die Ostschweiz.

Zunächst sind im Zentrum des Areals in Ar-
bon 59 Wohnungen für Familien und ältere
Menschen geplant. «Damit die älteren Bewoh-
nerinnen und Bewohner auch bei Gebrechlich-

Auf dem Areal Saurer Werk2 in Arbon wird die Ge-
nossenschaft der Baufreunde zunächst Alterswoh-
nungen (C) erstellen, danach folgen Familienwoh-
nungen (D), urbane Wohnungen für ein jüngeres
Publikum (A) und solche mit gehobenem Standard
(B). HRS Real Estate erstellt zudem ein Hotel und
Gewerbe räume.

So wird sich die Uberbauung im Bereich Baufeld A
dereinst präsentieren.
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keit weiter in der Siedlung
bleiben können, sind 18 Pfle-

gezimmer geplant, die an ei-

nen Pflegedienst vermietet
werden», erklärt Thomas
Volkart. Eine zweite Siedlung
mit 76 Wohnungen soll direkt
am Park entstehen und be-
sonders auf Familien ausge-
richtet sein. Zwei weitere
kleinere Siedlungen werden
sich an junge urbane Men-
sehen sowie Zielmieter mit
gehobenen Ansprüchen rieh-
ten. Die CBZ will 112 Millio-
nen Franken in die vier
Wohnsiedlungen investieren.
Gebaut werden sie von der

Generalunternehmung HRS,

die unabhängig von der GBZ

in die Siedlung am Hamel-

platz ein Hotel und Gewer-
beräume integrieren will.

Das sorgt für Schub (3):
Stadt St. Gallen will mehr günstige
Wohnungen
Die Stadt St. Gallen will ihre bisherige Praxis im
gemeinnützigen Wohnungsbau überprüfen
und die Voraussetzungen verbessern. Im Janu-

ar ist ein entsprechendes Postulat im Stadtpar-
lament erheblich erklärt worden. Im städti-
sehen Liegenschaftenbesitz befindet sich eine

grosse Zahl Wohnungen im günstigen Preisseg-
ment. Die meisten davon liegen aber in Ver-

dichtungs- und Umstrukturierungsgebieten.
Deshalb müssen laufend Ersatzwohnungen in
der gleichen Kategorie gefunden werden. Län-
gerfristig seien solche Wohnungen aber kaum
mehr zu marktgerechten Preisen erhältlich,
schreibt die Stadtregierung in der Postulatsant-
wort. Gegebenenfalls müssten Massnahmen in
die Wege geleitet werden, um den Bestand an
günstigen Wohnungen zu erhalten oder weiter
auszubauen.

Für die Wohnbauförderung besteht ein poli-
tischer Auftrag. 1991 hat die Bürgerschaft in ei-

ner Volksabstimmung ein Reglement zur Erhal-

tung preisgünstiger Wohnungen beschlossen.

Auf dieser Grundlage erwarb die öffentliche
Hand eine grössere Zahl von Wohnliegenschaf-
ten, um diese im Baurecht an gemeinnützige
Wohnbauträger abzugeben. Dafür ist ein Rah-

menkredit von zwölfMillionen Franken geneh-

migt worden. Solange subventionsberechtigte
Mieterinnen und Mieter in den Liegenschaften
wohnen, werden die Baurechtszinse mit Gel-

dem aus diesem Fonds verbilligt. Bis jetzt ist

etwas mehr als die Hälfte ausbezahlt oder für
künftige Zahlungen reserviert worden. Es be-

steht die Möglichkeit, weitere Liegenschaften
mit günstigen Wohnungen bereitzustellen.

Seit der Annahme des Gegenvorschlags zum
Initiativbegehren «Zur Förderung des gemein-

nützigen Wohnungsbaus» in der Volksabstim-

mung vom 24. November 2013 ist die Politik der
differenzierten, fallweisen Unterstützung der

gemeinnützigenWohnbauträger mit einem Re-

glement institutionalisiert worden. Dafür wird
eigenes Bauland abgegeben. Die Stadt ist auch

an verschiedenen Genossenschaften und Stif-

tungen beteiligt und in deren Gremien vertre-
ten. Der Weg ist offen, in den nächsten Jahren
weitere städtische Baulandparzellen für den

gemeinnützigen Wohnungsbau zu entwickeln
und im Baurecht zu günstigen Bedingungen an
gemeinnützige Wohnbauträger abzugeben.

Der Stadtrat will die jetzige Strategie in der

gemeinnützigen Wohnbauförderung überprü-
fen und transparent machen. Damit soll detail-
liert aufgezeigt werden, wo und in welchem
Ausmass in den nächsten Jahren günstiger
Wohnraum geschaffen und erhalten werden
kann beziehungsweise für Ersatz gesorgt wer-
den muss. 4

Am Westrand von St. Gallen erstellt die Wohnbauge-
nossenschaft St. Gallen die Siedlung Sturzenegg mit
rund 70 Wohnungen.

>v.

Die Stadt St. Gallen will den gemeinnützigen Wohnungsbau künftig stärker fördern.
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Das sorgt für Schub (4):
Genossenschaft baut für die
Energiezukunft
Dass gemeinnütziger Wohnungsbau sozial und
ökologisch sein kann, beweist die Wohnbauge-
nossenschaft St. Gallen. Sie baut zurzeit in der

Sturzenegg am Westrand der Stadt drei Mehrfa-
milienhäuser mit 69 Wohnungen. In enger Zu-
sammenarbeit mit den Sankt Galler Stadtwer-
ken (SGSW) wird die Siedlung energetisch op-
timiert und dient als Pilotprojekt für die

Smart-City-Vision, zu deren Realisierung sich
die Ostschweizer Metropole bis zum Jahr 2050

verpflichtet hat (siehe auch frühere Wotaen-
Berichte).

Frauenfeld ist eine beliebte Wohnstadt.

X
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Das sorgt für Schub (5):
Faire Mieten in Frauenfeld
Die Gruppe «CH Chrampfe & Hirne» in Frauen-
feld hat eine Volksinitiative eingereicht, die
«faire Mieten statt Spekulationsgewinne» in der
Thurgauer Kantonshauptstadt verlangt. Die In-
itianten wollen damit vor allem Baugenossen-
Schäften fördern. Die Stadt soll sich aktiv für die

Erhaltung und die Schaffung von preisgünsti-
gen und qualitativ guten Wohnungen einset-

zen. In den letzten Jahren ist Frauenfeld massiv

gewachsen und zählt heute rund 25 000 Ein-
wohnerinnen und Einwohner. Preisgünstige
Wohnungen sind weitgehend dem Bauboom

zum Opfer gefallen.
Das Ziel des Volksbegehrens: eine stetige Er-

höhung der Zahl der Wohnungen, die ohne Ge-

winnstreben nach dem Prinzip der Kostenmie-
te abgegeben werden können. Damit soll in
möglichst vielen Quartieren eine soziale

Durchmischung erfolgen. Im Weiteren geht es

den Initianten auch um die Berücksichtigung
der Interessen von Familien sowie von jungen
und alten Menschen.

Zu diesem Zweck soll die Stadt aus ihrem Be-
sitz Grundstücke zu Eigentum oder im Bau-
recht abgeben. Die Abgabe an gemeinnützige

Mit diesem Logo wirbt die Gruppe «CH Chrampfe &

Hirne» in Frauenfeld für ihre Initiative.

Wohnbauträger soll zu vergünstigten Bedin-

gungen erfolgen. Für den Erwerb ist ein Land-
kreditkonto einzurichten. Zudem soll die Stadt
den gemeinnützigen Wohnbauträgern für ihre
Aktivitäten zinslose oder zinsgünstige Darle-
hen gewähren. Im Weiteren verlangen die Initi-
anten die Erstellung einer Liste mit städtischen
Grundstücken, die sich gut für Wohnüberbau-

ungen eignen und nicht für öffentliche Zwecke

benötigt werden. Über jährliche Einlagen der
Stadt in einen speziellen Wohnbaufonds sollen
die Vergünstigungen bereitgestellt werden. Da-
für sieht die Initiative in den ersten zehn Jahren
ab 2017 Beiträge von mindestens 500 000 Fran-
ken vor.

In einem Gegenvorschlag hat der Frauenfel-
der Stadtrat (Exekutive) die Forderungen der
Initianten weitgehend übernommen und an-
stelle des vorgeschlagenen Wohnbaufonds ein
Reglement gesetzt. Das Gemeindeparlament
stimmte im März dieses Jahres dem Gegenvor-
schlag zu. Die Initianten haben in der Folge den

Rückzug ihres Begehrens in Aussicht gestellt,
was bis zum Redaktionsschluss aber noch nicht
erfolgt ist. - Über die Zukunft im gemeinnützi-
gen Wohnungsbau in Frauenfeld wird in einer
Volksabstimmung entschieden.

Das braucht noch Schub:
Appenzell
In Appenzell Innerrhoden ticken die Uhren an-
ders. Das ist bekannt, seit der Landsgemein-
dekanton 1991 als letzter der Schweiz das Frau-
enstimmrecht einführte. Im vergangenen Jahr
verwarf die Landsgemeinde klar die Volksiniti-
ative «Wohnen für alle». Die SP wollte damit die
«Boomtowm Appenzell» stoppen. Die Fiat Tax

zieht immer mehr Grossverdiener und interna-
tionale Unternehmen an. Dadurch steigen die

Bodenpreise und Wohnungsmieten ins Astro-
nomische. Für mittlere und kleine Einkommen
wird es immer schwieriger, bezahlbare Woh-

nungen zu finden.
«Wohnen für alle» wurde aber auch in Ap-

penzell sicher nicht zum letzten Mal gefordert.
Beim nächsten Mal bleibt zu hoffen, dass die
Mehrheit der Stimmberechtigten nicht die
Faust im Sack macht, sondern die Schwurfinger
in die Höhe streckt.
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